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Die Abrechnung mit der Molotow-C 
Die Mitteilung den Zentralkomitees der kommunistiseluit Partei der Sot 

Moskau. 4. Juli <AP), Die Verlautbarung 
des Zentralkomitees der Kominunistischen 
Partei der Sowjetunion über den Sturz der 
vier prominenten Parteimitglieder Molotow, 
Malenkow, Kaganowitsch und Schepilow hat 
folgenden Wortlaut: 

Auf seiner Sitzung vom 22. bis 29. Juni 
1837 hat das Plenum des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion das 
Problem der parteigejüierischen Gruppe Ma-
lenkows, Kaganowitscha und Molotowg er­
örtert, die sich innerhalb des Präsidiums des 
Zentralkomitees der KPdSU gebildet hatte. 

Zu einer Zeit, da die Partei unter Führung 
des Zentralkomitees und mit der Unterstützung 
des ganzen Volkes gewaltige Arbeit verrich-

im die historischen Beschlüsse des 20. Par-
icikongresses mit dem Ziel zu verwirklichen, 
di« nationale Wirtschaft weiterzuentwickeln, 
den Lebensstandard des sowjetischen Volkes 
standig zu bessern, die leninistischen Normen 
im FarteUeben wiedereinzuführen, Verletzun­
gen des revolutionären Rechts zu beseitigen, 
die Bindungen zwischen der Partei und den 
Massen zu erweitern, eltje sowjetische sozia­
listische Demokratie zu fördern, die Freund­
schaft unter den sowjetischen Völkern tu 
festigen, eine richtige Innenpolitik zu führen 
und auf au0enpolitischem Gebiet die inter­
nationale Spannung zwecks Sicherung eines 

ru zu verringern, und zu 
einem Zeitpunkt, da ein bemerkenswerter 

¡¡ritt auf allen Gebieten, wie jedem 
Sowjetbürger geläufig, erzielt worden ist, in 
einem solchen Augenblick hat sich die partei­
widrige Gruppe Malenkows, Kaganowitscha 
und Molotows gegen die Parteilinie gewandt. 

In dem Bemühen, die politische Linie der 
Partei zu ändern, hat diese Gruppe p.< 
gegnerische, spalterische Methoden benutzt, 
um die Zusammensetzung der Führungs­
gremien der Partei, die vom Plenum des ZK 
der KPdSU gewählt worden sind, zu ändern. 
Dies war kern Zufall. In den letzten drei oder 
vier Jahren, als die Partei einen entschlosse­
nen Kurs zur Berichtigung jener Irrtümer und 
Verfehlungen verfolgte, die sich aus dem Per­
sönlichkeitskult ergaben, und da sie einen er­
folgreichen Kampf gegen die Revisionisten des 
Marxismus-Leninismus sowohl auf.internatio­
nalem Gi luch im Lande selbst führte 
— Jahre, die erfüllt waren von bemerkens­
werter Arbeit zwecks einer Korrektur jener 
Entstellungen der leninistischen Nationalpoli­
tik, wie sie in der Vergangenheit begangen 
wurden —, seit dieser Zeit haben die Mitglie­
der der nun aufgedeckten und völlig bloß­
gestellten parteigegnerischen Gruppe ständige 
Opposition, sei es direkt oder indirekt, gegen 
diesen vom 20. Kongreß gebilligten Kurs ge­
äußert. 
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Widerstand gegen die Koexistenz 
Die Gruppe hat faktisch versucht, der 

leninistischen Politik einer friedlichen Ko­
existenz zwischen den Staaten mit verschie­
denem Sozialsystem, einer Verminderung der 
internationalen Spannung und der Schaffung 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen dei 
Sowjetunion und allen Völkern der Welt 
Widerstand zu leisten. Sie waren gegen die 
Erweiterung der Rechte der Sowjetrepubliken 
auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und kul­
turellen Entwicklung und auf dem Gebiet der 
Gesetzgebung, und sie waren auch dagegen, 
daß man die Bedeutung der örtlichen Sowjets 
bei der Erfüllung dieser Aufgaben vergrößerte. 

Dadurch hat sich die parteigegnerische 
Gruppe gegen den festen Kurs der Partei ge­
stellt, der eine schnellere Entwicklung der 
Wirtschaft und der Kultur In den Sowjet­
republiken bezweckte, einen Kurs, der zu­
gleich die weitere Förderung der leninistischen 
Freundschaft zwischen allen Völkern unseres 
Landet sichert. 

Ohne jedes Verständnis für die Maßnah­
men der Partei, die auf einen Kampf gegen 
die Bürokratie und eine Minderung des auf­
geblähten Staatsapparates hinausliefen, hat 
eich die parteigegnerische Gruppe gegen sie 
gestellt In allen diesen Punkten hat sie sich 
gegen das leninistische Prinzip gestellt, daß 
der demokratische Zentralismus durch die 
Partei zu verwirklichen ist. Die Gruppe hat 
auch eine Maßnahme von so umfassender Be­
deutung wie die Reorganisation der Industrie­
leitung und die Errichtung von Wirtschafts­
raten in den Wirtschaftsgebieten, die von der 
Partei als ganzer und dem Volk gebilligt wor­
den war. abgelehnt und zu vereiteln gesucht. 

Sie hat sich geweigert einzusehen, daß im 
gegenwärtigen Stadium, da der Fortschritt in 
der sozialistischen Industrie kolossalen Um­
fang angenommen hat und weiter anhält — 
wobei die Schwerindustrie mit Vorrang be­
handelt wMü —, daß es in diesem Sí*-·. 
unentbehrlich war, neue, bessere Formen der 
industriellen Leitung, durch die man größere 
Reserven erreichen und einen noch größeren 
Aufstieg der sowjetischen Industrie gewähr­
leisten könne, finden mußte. 

Die Gruppe ging so weit, Ihren Kampf ge­
gen die Reorganisation der Industrieführung 
selbst nach der Billigung der oben genannten 
Maßnahmen im Zuge der durch das ganze 
Lande gehenden Diskussionen und der nach­
folgenden Annahme des Gesetzes auf einer 
Sitzung des Obersten Sowjets fortzusetzen. 

Ohne Verttündnie für die Induttrie 
Diese Gruppe ging ferner so weit, daß sie 

den Kampf gegen die Reorganisierung der Lei­
tung der Industrie auch dann noch fortsetzte, 
als die erwähnten Maßnahmen in einer da· 
ganse Volk umfassenden Diskussion gebilligt 
und danach auf der Tagung des Obersten So­
wjets der UdSSR zum Gesetz erhoben worden 
waren. 

In den Fragen der Landwirtschaft zeigten 

ms für die herangereiften Aufgaben. Sie sahen 
nicht ein, daß das· materielle Interesse der 
Kolchosbauern an der Erweiterung der Pro­
duktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse ver­
stärkt werden mußte. Sie waren gegen die Ab­
schaffung des alten bürokratischen Planungs-
systems in den Kollektivwirtschaften und 
gegen die Einführung eines neuen Planungs­
systems, das die Initiative der Kolchosbauern 
bei der Führung ihrer Wirtschaft fördert, was 
bereits positive Ergebnisse gebracht hat. Sie 
haben sich so weit vom Leben entfernt, daß 
sie nicht die realen Möglichkeiten erkennen, 
die Pflichtablieferung landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse von dem Hofland der Kolchosbauern 
noch Ende dieses Jahres abzuschaffen. Die 
Verwirklichung dieser Maßnahme, die für Mil­
lionen Werktätige des Sowjetlandes von größ­
ter Bedeutung Ist, wurde durch den großen 
Aufschwung der gesellschaftlichen Viehwirt-
«chaft in den Kollektivwirtschaften sowie 
durch die Entwicklung der Staatsgüter er­
möglicht. Statt diese herangereifte Maßnahme 
zu unterstützen, wandten sich die Mitglieder 
der parteifeindlichen Gruppe gegen sie. 

Die Neulandgeniftmunfi nicht iinnesehen 
Man dai I einen Zufall halten, 

daß das l\i der parteifeindlichen 
Gruppe, Genosse Molotow, sich konservativ 
und starr zeigte, indem er die Notwendigkeit 
der Erschließung-^pfri Neuland nicht eins«! 
sich sogar dei machung von 35 Millio­
nen Hektar Neuland, die für die Wirtschaft 
unseres Land. waltige Bedeutung ge­
wonnen hat, widersetzte. 

Die Genossen Malenkow. Kaganowitsch 
und Molotow widersetzten sich hartnäckig 
den Maßnahmen, die das Zentralkomitee und 
unsere g¡ tei verwirklichten, um die 
Folgen des Personenkults zu beseitigen, die 
seinerzeit zugelassenen Verletzungen der re­
volutionären Gesetzlichkeit zu beheben und 
solche Bedingungen zu schaffen, die die Mög­
lichkeit ihrer Wiederholung In der Zukunft 
ausschließen. 

Wahrend die Arbeiter, Kolchosbauern, un­
sere ruhmreiche Jugend, die Ingenieure, Tech­
niker und Wl iftler, die Schriftsteller 
und die gesamte Intelligenz, die von der Par­
tei auf Grund dei -e des 20. Partei­
tages der KPdSU durchgeführten Maßnahmen 
einmütig unterstützten, während sich das ge­
samte Sowjetvolk in den aktiven Kampf zur 
Verwirklichung dieser Maßnahmen einschal­
tete, wahrend unser Land einen mächtigen 
Aufschwung der Aktivität des Volkes und 
einen Zustrom neuer schöpferischer Kräfte 
erlebt, blieben die Mitglieder der parteifeind­
lichen Gruppe dieser schöpferischen Bewe­
gung der Massen gegenüber taub. 

Auf dem Gebiet der Außenpolitik legte 
diese Gruppe, und insbesondere Genosse Mo­
lotow, Starrheit an den Tag und störte auf 
jede Art und Weise die Verwirklichung her­
angereifter neuer Maßnahmen, die auf die 
Minderung der internationalen Spannung, auf 
die Festigung des Friedens in der ganzen 
Welt gerichtet waren. 

Mohtow ivollte keinen Staatsvertrag 
Als Außenminister traf Genosse Molotow auf 

der Linie des Außenministeriums während einer 
langen Periode keinerlei Maßnahmen zur 
Verbesserung der Beziehungen zwischen der 
UdSSR und Jugoslawien, ja, er wandte sich 
wiederholt gegen die Maßnahmen, die vom 
Präsidium des ZK zur Verbesserung der Be­
ziehungen zu Jugoslawien ergriffen wurden. 
Der falsche Standpunkt des Genossen Molo­
tow in der jugoslawischen Frage war vom 
Plenum des ZK der KPdSU im Juli 1955 ein­
mütig verurteilt worden,, da er „den Interes­
sen des Sowjetstaates und des sozialistischen 
Lagers und den Prinzipien der Leninschen 
Politik nicht entspricht". 

Genosse Molotow hemmte den Abschluß 
des Staatsvertrages mit Oesterreich und die 
Verbesserung der Beziehungen zu diesem 
Staat im Herzen Europas. Der Abschluß des 
Vertrages mit Oesterreich war zur Verringe­
rung der allgemeinen internationalen Span­
nung von großer Bedeutung. Er war auch ge­
gen die Normalisierung der Beziehungen zu 
Japan, obwohl doch diese Normalisierung 
eine große Rolle bei der Minderung der in­
ternationalen Spannung im Fernen Osten ge­
spielt hat. Er wandte sich gegen die von der 
Partei ausgearbeiteten prinzipiellen Leitsätze 

die Möglichkeit der Verhütung von 
Kriegen unter den gegenwärtigen Bedingun­
gen, über die Möglichkeit verschiedener Wege 
des Uebergangs zum Sozialismus in den ver­
schiedenen Ländern, über die Notwendigkeit 
verstärkter Kontakte der KPdSU zu den fort­
schrittlichen Parteien des Auslandes. 

Genosse Molotow wandte sich wiederholt 
gegen die notwendigen neuen Schritte der So-
wjetregterung zur Verteidigung des Friedens 

die Mitglieder dieser Gruppe kein Verstand- ' und der Sicherheit der Völker. Insbesondere 

bestritt er, daß es zweckmäßig ist, persön­
liche Kontakte zwischen führenden Persön­
lichkeiten der UdSSR und Staatsmännern 
anderer Länder herzustellen, obwohl das im 
Interesse der gegenseitigen Verständigung 
und der Verbesserung der internationalen Be­
ziehungen notwendig ist. 

In vielen dieser Fragen wurde die Mei­
nung des Genossen Molotow vom Genossen 
Kaganowitich und in einigen Fällen auch vom 
Gen unterstützt. Das Präsi­
dium des Zei ütees und das Zentral­
komitee als ganzes haben sie geduldig korri-
ijiert und gegen ihre Fehler gekämpft in der 
Meinung, daß sie aus ihren Felllern Lehren 
ziehen, nicht auf diesen beharren und mit 
dem ganzen leitenden Kollektiv der Partei 
Sehritt halten würden. Sie beharrten aber 
auch weiterhin auf ihren falschen, nicht leni­
nistischen Standpunkten. 

Sektierer und Üofpnatiker 
Die von der Linie der Partei abweichende 

Position der Genossen Malenkow, Kagano­
witsch und Molotow hat ihre Ursache darin, 
daß sie in alten Vorstellungen und Methoden 
befangen .varen und sind, daß sie sich vom 
Leben der Partei und des Landes losgelöst 
haben, di liedlngungen, die neue Lage 
nicht sehen, Konservatismus an den Tag 
legen, sich an überlebte, den Interessen der 
Bewegung zum Kommunismus nicht entspre­
chende Arbeltsformen und -methoden klam­
mern und Garnit das ablehnen, was vom Le­
ben geboren wird und den Interessen der 
Entwicklung der Sowjetgesellschaft, den 
Interessen des gesamten sozialistischen Lagers 
•entspricht. 

Sowohl in Fragen der Innen- als auch in 

Fragen der Außenpolitik sind dia Sektierer 
und Dogmatiker, sie gehen dogmatisch und 
starr an den Marxismus-Leninismus heran. 
Sie können nicht begreifen, daß sich unter 
den gegenwärtigen Bedingungen der leben­
dige Marxismus-Leninismus in Aktion, der 
Kampf für den Kommunismus in der Ver­
wirklichung der Beschlüsse des 20. Partei­
tages der KPdSU zeigten in der beharrlichen 
Verwirklichung der Politik der friedlichen 
Koexistenz, des Kampfes für die Freundschaft 
zwischen den Völkern, in der Politik der all­
seitigen Festigung des sozialistischen Lagers, 
in der Verbesserung der Leitung der Indu­
strie, im Kampf für den allseitigen Auf­
schwung der Landwirtschaft, für einen Ueber-
flüß an Produkten, fur einen umfassenden 
Wohnungsbau, für die Erweiterung der 
Rechte der Unions-Republiken und für das 
Aufblühen der nationalen Kulturen sowie für 
die allseitige Entfaltung der Initiative der 
Volksmassen. 

Nachdem die Genossen Molotow, Kagano­
witsch und Malenkow sich davon überzeugt 
hatten, daß ihr falsches Reden und Handeln 
im Präsidium des Zentralkomitees, welches 
konsequent die Linie des 20. Parteitages ver­
folgt, immer wieder auf Widerstand stieß, 
schlugen sie den Weg des Gruppenkampfes 
gegen die Parteiführung ein. Sie verständig­
ten sich auf einer parteifeindlichen Grund­
lage und steckten sich das Ziel, die Politik 
der Partei zu ändern und die Partei zu den 
falschen Methoden der Führung zurückzufüh­
ren, die vom 20. Parteitag verurteilt worden 
waren. 

Geheime» Komplott 
Sie griffen zum Mittel der Intrige und 

schmiedeten ein geheimes Komplott gegen das 
Zentralkomitee. Die Tatsachen, die auf dem 
Plenum des Zentralkomitees aufgedeckt wur­
den, zeigen, daß die Genossen Malenkow, Ka­
ganowitsch und Molotow sowie der Genosse 
Schepilow, der sich ihnen anschloß, den Weg 
des Fraktionskampfes eingeschlagen und damit 
gegen das Parteistatut sowie gegen den von 
Lenin ausgearbeiteten Beschluß des X. Partei­

tage« „über die Einheit der Partei" verstoßen 
haben, in dem es heißt: 

„Um innerhalb der Partei und in der ge­
samten Sowjetarbeit strenge Disziplin herbei­
zuführen und die gn.ilie Einheit bei Beseiti­
gung jeglicher Fraktionstätigkeit zu erreichen, 
ermächtigt der Parteitag das Zentralkomitee, 
in Fällen des Disziplinbruchs, des Wiederauf­
lebens oder der Zulassung der Fraktionstätig­
keit, alle Disziplinarmaßnahmen bis zum Aus­
schluß aus der Partei und gegenüber Mitglie­
dern des Zentralkomitees Ihre Zurückverset­
zung in den Kandidatenstand und als äußerste 
Maßnahme sogar den Ausschluß aus der Par­
tei anzuwenden. Diese äußersten Maßnahmen 
gegen Mitglieder des Zentralkomitees, Kandi­
daten des Zentralkomitees und Mitglieder der 
Kontrollkommission können nur unter der Be­
dingung angewandt werden, daß ein Plenum 
des Zentralkomitees einberufen wird, zu dem 
alle Kandidaten des Zentralkomitees sowie 
alle Mitglieder der Kontrollkommission einge­
laden werden. Erachtet diese gemeinsame Ta­
gung der verantwortlichsten fuhrenden Funk­
tionäre der Partei mit Zweidrittelmehrheit der 
Stimmen die Zurückversetzung eines Mitglie­
des des Zentralkomitees in den Kandidaten­
stand oder den Ausschluß aus der Partei fur 
notwendig, so muß diese Maßnahme unver­
züglich verwirklicht werden." 

Die Leninsche Resolution verpflichtet das 
Zentralkomitee und alle Parteiorganisationen, 
unentwegt die Einheit der Partei zu festigen, 
jeglichen Erscheinungen der Praktions- und 
Gruppenbildung entschieden entgegenzutreten 
und eine wirklich einmütige Arbelt zu gewähr­
leisten, die die Einheit des Willens und Han­
delns der Avantgarde der Arbeiterklasse, der 
Kommunistischen Partei, verkörpert. 

Das Plenum des Zentralkomitees stellt mit 
größter Genugtuung die eherne Einheit und 
Geschlossenheit aller Mitglieder und Kandi­
daten des Zentralkomitees, der Mitglieder der 
zentralen Revisionskommission der KPdSU 
fest, die die parteifeindliche Gruppe einmütig 
verurteilt habe. Es gab im Plenum des Zen­
tralkomitees nicht einen Menschen, der diese 
Gruppe unterstützt hätte. 

Den Besclüüssen der Partei unterworfen 
Angesichts der einmütigen Verurteilung 

der parteifeindlichen Tätigkeit der Grupp« 
durch das Plenum des Zentralkomitees, und 
als die Mitglieder des Plenums des Zentral­
komitees die Entfernung der Mitglieder der 
Gruppe aus dem Zentralkomitee und Ihren 
Ausschluß aus der Partei forderten, gaben s i · 
das Komplott sowie die Schädlichkeit ihrer 
parteifeindlichen Tätigkeit zu und verpflich­
teten sich, sich den Beschlüssen der Partei zu 
unterwerfen. Ausgehend von dem oben Ge­
sagter» und geleitet von den Interessen der 
allseitigen Festigung der Leninschen Einheit 
der Partei, beschließt das Zentralkomitee der 
KPdSU: 

1. Die Fraktionstätigkeit der parteifeind­
lichen Gruppe Malenkow-Kaganowltsch-Molo-
tow und Schepilow, der sich ihnen angeschlos­
sen hat, als mit den Leninschen Prinzipien 
unserer Partei unvereinbar zu verurteilen. 

2. Die Genossen Malenkow, Kaganowitsch 
und Molotow aus dem Präsidium des Zentral­
komitees und dem Zentralkomitee zu entfer­
nen und Genossen Schepilow von der Funktion 
eines Sekretärs des Zentralkomitees der 

KPdSU zu entbinden und ihn aus den Reihen 
der Kandidaten des Präsidiums des Zentral­
komitees sowie aus den Reihen der Mitglieder 
des Zentralkomitees zu entfernen. 

Die einmütige Verurteilung der Fraktions­
tätigkeit der parteifeindlichen Gruppe Malen-
kow-Kaganowitsch-Molotow durch das Zen­
tralkomitee der Partei dient der weiteren 
Festigung der Einheit der Reihen unserer 
Leninschen Partei, der Stärkung ihrer Führung, 
dient dem Kampf für die Generallinie der 
Partei. 

Das Zentralkomitee der Partei ruft alle 
Kommunisten auf, Ihre Reihen unter dem un­
besiegbaren Banner des Marxismus-Leninis­
mus noch enger zusammenzuschließen und alle 
Ihre Kräfte für die erfolgreiche Lösung der 
Aufgaben des kommunistischen Aufbaus ein­
zusetzen. 

Am 29. Juni 1957 von allen Mitgliedern des 
Zentralkomitees, Kandidaten des Zentralkomi­
tees und den Mitgliedern der zentralen Revi­
sionskommission angenommen, bei einer 
Stimmenthaltung des Genossen Molotow. 
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ma. Weiden (Oberpfalz), 4. Tuli. Im Weide-
ner KZ-Prozeß ist nach dreitägiger Verhand­
lung der 53 Jahre alte Zahnarzt und ehemalige 
SS-Unterscharführer im Konzentrationslager 
Flossenbürg, Franz Christian Weck aus Nidda, 
Oberhessen, wegen Beihilfe zum Mord an KZ-
Häftlingen in zwanzig Fällen zu fünf Jahren 
und sechs Monaten Zuchthaus und Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte auf zwei Jahre ver­
urteilt worden. Auf die Strafe werden vier 
Jahre Haft angerechnet, die Weck zwischen 
1945 und 1950 in Zuchthäusern der Sowjetzone 
verbüßt hat. 

Das erste Urteil des Weidener Schwurge­
richts gegen Weck vom 5, Juni 1956, bei dem 
er zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt wurde, 
war vom Bundesgerichtshof in Karlsruhe aus 
formalen Gründen aufgehoben und das Ver­
fahren nach Weiden zurückverwiesen worden. 

In der Urteilsbegründung wurde als be­
lastend für Weck angeführt, daß er ein blinder 
Befehlsempfänger gewesen sei, der trotz sei­
ner Kenntnis der Situation sein Gewissen aus­
geschaltet habe. Als strafmildernd wurde be­
trachtet, daß er noch nicht vorbestraft Ist. 
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Bonn, 4. Juli (dpa). Der Bundeskanzler hat 
den Vorstand des Verbandes Deutscher Stu­
dentenschaften empfangen. Wie der Studen­
tenverband anschließend in Bonn mitteilte, 
wurden dabei die mit der Hochschulreform 
zusammenhängenden Probleme und das Ver­
hältnis zu den Studenten In der Sowjetzone er­
örtert. Außerdem besprach der Kanzler mit 
den Studenten Fragen, die mit der Amnestie 
für studentische politische Häftlinge In der 
Bundesrepublik zusammenhäpgen. Ferner 
wurde über die Entwicklung eines Stipendien­
programms für Studenten aus entwicklungs­
fähigen Ländern Afrikas und Asiens ge­
sprochen. 

Nach Mitteilung des Studentenverbandes 
stimmte Dr. Adenauer einer Ausweitung des 
Studienförderungsprogramms im Prinzip zu. 
Er war der Meinung, das erweiterte Studien­
möglichkeiten für Studenten auch aus solchen 
Ländern geschaffen werden sollten, in denen 
Deutsche kaum studieren können. Der 
Vorstand begrüßt in seiner Erklärung die 
Möglichkeit, seine Probleme dem Bundeskanz­
ler vortragen zu können. Es sei beabsichtigt, 
die Kontakte mit führenden Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens in stärkerem Maße als 
bisher zu pflegen. 
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+urie weit wie. 
Otto Barthmann hat als Testfahrer bai DUNLOP 
mahr ala zw·! Millionen Kilometer hinter alch. Er 
kennt das Fahrverhaltan aller Wagentypen, und er 
weiß, was man Reifen zumuten kann. In einem 
Interview nach Abschluß der Testfahrten auf den 
neuen DUNLOP-Pkw-Reifen mit Kalt-Kautschuk 
in der Laufflüche aagte Barthmann: 

. . . . sogar auf nassem Blaubasalt fährt der Wagen bei 
hohem Tempo noch wie an der Schnur gezogen I In unserer 
Blpubasalt -Teststrecke haben wir zwei besonders gefahr­
liche Kurven. Früher konnten wir hier höchstens mit 60 
Kilometern fahren. Auf unseren neuen Reifen lauft der 
Wagen bis 85 noch völlig sicher. Übrigens bricht das Fahr­
zeug auch bei scharfem Bremsen nicht mehr aus, und so 
kurze Bremswege habe Ich bisher.nicht für möglich ge­
halten. Man bekommt wirklich ein ganz neues Fahrgefühi ! " 

Nutzen Sie diese Vorteilet Ihr Händler hilf die neuen 
ÜU Ν LOP-Pkw-Reifen mit Kelt-Kautschuk für Sie bereit. 

Kell H.utechuk 

>st sin Synth··· · Produkt, ris* in unserer 
Fertigung nach (orgasmar und tengjshng·» 
Entwicklung den Pleiten ¡etil diese 0b«rl«a»n· 
Flut«ohfMtte>«ft verleiht 

7 » 4 « 

In wanvseener fahrt teeiete Ott« 
Befthmsnn mortsteieng sul geféhr· 
liehen Prüfstrecken die neuen DUNLOP· 
pk*-Reifen m<t Mlt-Ksutecbuk m der 
Leutfltena Hi«r ist sein b*g«i*t«rf·· 
Umtl; .Kutschtest »ι* noeti niel* 

Pkw-Reifen mit 
Kalt-Kautschuk 


